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Drudesache 470 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundesminister der Finanzen Bonn, den 20. April 1954 

— 5 — 65305 — 349/54 III — 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen, 
übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Zollabkommen 
vom 30. Dezember 1953 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und dem Königreich Norwegen 

nebst Begründung und dem deutschen Text des Abkommens. 
Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 121. Sitzung am 9. April 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Diuck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 



Entwurf eines Gesetzes 

Über das Zollabkommen vom 30. Dezember 1953 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Norwegen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel I 

Dem in Bonn am 30. Dezember 1953 
Unterzeichneten Zollabkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Norwegen wird zugestimmt. 

Artikeln 

(1) Das Abkommen wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel 5 Abs. 1 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

A r t i k e 1 III 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Das am 30. Dezember 1953 in Bonn zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Norwegen Unterzeichnete Zoll- 
abkommen Ist das Ergebnis von Verhand- 
lungen, die auf norwegischen Wunsch, unter- 
stützt durch Empfehlungen des GATT, im 
September 1953 In Bonn geführt worden 
sind. 

In der Vorkriegszeit hatte das Königreich 
Norwegen durdi Notenwechsel mit dem 
Deutschen Reich vom 14. April 1925 bzw. 
27. April 1927 die zolltarifliche Gleichstel- 
lung für seine Fischzubereitungen von Sprot- 
ten und Heringen mit den portugiesischen 
Fischzubereitungen von Sardinen erhalten. 
Diese Vereinbarungen mit Norwegen sind 
jedoch durch den Krieg suspendiert worden. 

Bei der Schaffung des neuen Wertzolltarif es 
im Jahre 1951 wurden für Sprotten (Tarif- 
Nr. 1604 Cid) ein Zollsatz von 30 Vo und 
für Heringe (Tarif-Nr. 1604 Cie) ein Zoll- 
satz von 28 ®/o festgesetzt. Diese Sätze wur- 
den in den Zollverhandlungen von Torquay 
vertraglich herabgesetzt, und zwar für Sprot- 
ten auf V 25 Vo und für Heringe bei einer 
Länge des lebenden Fisches nicht über 16 cm, 
mit öl oder mit Tomaten oder mit beiden 
zübereltet, auch mit Zusatz von Salz auf 
V 20 Vo. 

Der Zollsatz für Sardinen (Tarif-Nr. 1604 
Gib) wurde durch einen Notenwechsel 
vom 26. September 1951 mit der Republik 
Portugal (BGBl. 1952 II S. 505) unter Be- 
rücksichtigung der aus der Vorkriegszeit be- 
stehenden Vereinbarungen auf v 14 Vo fest- 
gesetzt. 

Seitdem hat Norwegen sich mehrfach be- 
müht, die zolltarifliche Gleichstellung zwi- 
schen den betroffenen Erzeugnissen wieder- 
zuerlangen. Von deutscher Seite wurde die 
geforderte Gleichstellung unter Hinweis auf 
die gegenüber der Vorkriegszeit veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnisse abgelehnt, je- 
doch eine weitere Angleichung der Zollsätze 
in Aussicht gestellt. 

Norwegen hat sich außerdem an die Ver- 
tragspartner des Genfer Allgemeinen Zoll- 


und Handelsabkommens gewandt, auf der 
VII. GATT-Tagung im Herbst 1952 eine Be- 
schwerde gegen die Bundesrepublik Deutsch- 
land vorgetragen und die zolltarifliche 
Gleichstellung gefordert. Die Forderung 
wurde damit begründet, daß die betreffen- 
den Erzeugnisse „gleiche Produkte“ seien, 
für die unter Anwendung der Bestimmun- 
gen über die Meistbegünstigung des Genfer 
Abkommens gleiche Zollsätze anzuwenden 
seien. 

Dieser norwegischen Forderung Ist zwar auf 
der VII. GATT-Tagung nicht stattgegeben 
worden, doch hatte die Versammlung In 
einer Empfehlung an die Bundesrepublik 
zum Ausdruck gebracht, daß die mit Nor- 
wegen in Torquay vereinbarten Zollsätze 
durch die später mit der Republik Portugal 
vereinbarten Zollsätze für Sardinen in Ihrem 
Wert geschmälert worden seien. Die Bundes- 
republik Deutschland wurde daher aufgefor- 
dert, Mittel und Wege zu suchen, um zwischen 
den betreffenden Produkten wieder ausge- 
glichene Konkurrenzverhältnisse herzustellen. 

Auf Grund dieser Empfehlung wurde schließ- 
lich das anliegende Zollabkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Norwegen getroffen. 

Die Bereitschaft der Bundesregierung zum 
Abschluß des Zollabkommens wurde durch 
die Tatsache bestärkt, daß die Meinungsver- 
schiedenheiten über die Höhe der Zollsätze 
für norwegische Brislinge und Sild, die prak- 
tisch den einzigen Differenzpunkt in den 
sonst guten deutsch-norwegischen Handels- 
beziehungen bildeten, diese Beziehungen in 
einer Weise störten, die der Bedeutung der 
Sache nicht entsprach. 

Da durch das Abkommen materielles Zoll- 
recht geändert wird, bedarf das Abkommen 
gemäß Art. 59 Abs. 2 GG der Zustimmung 
der für die Bundesgesetzgebung zuständigen 
Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes. 
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Zollabkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Norwegen 


Die Bundesrepublik Deutschland und das 
Königreich Norwegen haben in dem Bestre- 
ben, die günstige Entwicklung der deutsch- 
norwegischen Wirtschaftsbeziehungen wei- 
terhin zu fördern, durch ihre gehörig bevoll- 
mächtigten Vertreter folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die nachstehend aufgeführten norwe- 
gischen Waren werden bei der Einfuhr in 
das Zollgebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber dem Königreich Norwegen 
keine höheren als die nachstehend aufgeführ- 
ten Zölle erhoben: 


Tarif-Nr. 

Bezeichnung der Waren 

Zollsatz 
Vo des 



Wertes 


aus 1604 

1 

Fischzübereltungen usw.: 



C-l-d — Sprotten (Clupea sprattus) In 
luftdicht verschlossenen Behält- 



nissen 

15 


aus C-l-e — Heringe (Clupea harengus) in 
luftdicht verschlossenen Behält- 
nissen bei einer Länge des leben- 
den Fisches nicht über 16 cm, 
mit öl oder mit Tomaten oder 
mit beiden zubereitet, auch mit 
Zusatz von Salz 

15 


Artikel 2 

Sollte der Vertragszollsatz für Sardinen 
(Sardina pilchardus oder Clupea pilchardus) 
der Tarifnummer 1604-C-l-b, der zur Zeit 
14 Vo des Wertes beträgt, verändert werden, 
so werden Maßnahmen getroffen werden, 
um das bestehende Verhältnis zwischen den 


Zollsätzen für diese Waren einerseits und für 
die in Artikel 1 bezeichneten Waren anderer- 
seits zu wahren. 

Artikel 3 

Sollte sich das im Dritten Zusatzprotokoll 
zum norwegisch-deutschen Abkommen über 
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den Warenverkehr vom 20, Dezember 1950 
für die Einfuhr der In Artikel 1 genannten 
Waren festgesetzte Kontingent als unzurei- 
chend erweisen, wird die Bundesrepublik 
etwaigen Wünschen der Königlich Norwegi- 
schen Regierung nach Verhandlungen über 
eine Aufstockung des Kontingents jederzeit 
entsprechen. 


Artikel 4 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land 
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland gegenüber der Re- 
gierung des Königreichs Norwegen innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
(gez.) Dr. Otto Stalmann 


Artikel 5 

(1) Dieses Abkommen soll von deutscher 
Seite möglichst bald ratifiziert werden und 
mit der Benachrichtigung der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland an die König- 
lich Norwegische Regierung, daß die Ratifi- 
zierung stattgefunden hat, in Kraft treten. 

(2) Jeder der vertragschließenden Teile 
kann das Abkommen mit einer Frist von 
sechs Monaten zum Quartalsende kündigen. 

Geschehen in Bonn am 30. Dezember 1953 
in vier Ausfertigungen, und zwar zwei 
Ausfertigungen in deutscher und zwei Aus- 
fertigungen in norwegischer Sprache, wobei 
der Wortlaut der beiden Sprachen verbind- 
lich ist. 


Für das 

Königreich Norwegen 
(gez.) Knut Thommessen 
Charge d’Affaires a. i. 
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